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Wir haben flexible Arbeitszeiten;
bitte vereinbaren Sie deshalb vor
jedem Besuch einen Termin.

Aktenzeichen:
44/641-9 Glonn 144

Ihr Zeichen / Ihr Schreiben vom: Ebersberg, 07.11.2023

Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayer. Wassergesetzes (BayWG)

Antrag auf die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis nach § 15 WHG fiir das Einleiten von
Niederschlagswasser (Abwasser) aus dem Baugebiet ,,Haslach-Westlich GlonntalstraBe* von
einer undurchlassig befestigten Flache von 2.100 m? auf dem Flurstiick Nr. 1655 Gemarkung
Glonn in die Glonn.

Antragsteller: Marktgemeinde Glonn

Anlage:
1 Plansatz

1 Kostenrechnung

Sehr geehrter Herr Blrgermeister Oswald,
sehr geehrte Damen und Herren,

auf Antrag der Gemeinde Glonn vom 09.08.2023, erganzt mit Antrag vom 28.08.2023 erlassen wir
folgenden

Bescheid:

GEHOBENE ERLAUBNIS

. Gegenstand, Zweck und Plan der gehobenen Erlaubnis sowie Beschreibung der Anlage

1. Gegenstand der gehobenen Erlaubnis

Der Marktgemeinde Glonn wird auf Antrag vom 09.08.2023, erganzt mit Antrag vom 28.08.2023
die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis nach § 15 WHG erteilt, flir das Einleiten von Nieder-
schlagswasser (Abwasser) aus dem Baugebiet ,Haslach-Westlich Glonntalstraf3e” von einer un-
durchlassig befestigten Flache von 2.100 m? in die Glonn.

Offnungszeiten des Landratsamtes:
Montag bis Mittwoch 07.30 - 17.00 Uhr
Donnerstag 07.30 - 18.00 Uhr
Freitag 07.30 - 12.30 Uhr

Bitte vereinbaren Sie einen Termin.

Bankverbindungen:

KSK Minchen-Starnberg-Ebersberg
IBAN:  DEB83 7025 0150 0000 0003 98
BIC: BYLADEM1KMS
Raiffeisen-Volksbank Ebersberg eG
IBAN:  DE38 7016 9450 0002 5101 11
BIC: GENODEF1ASG



mailto:hans-jürgen.buschekl@lra-ebe.de
mailto:hans-jürgen.buschekl@lra-ebe.de
http://www.lra-ebe.de/

Zweck der Gewésserbenutzung

Die beantragte Gewasserbenutzung dient der Beseitigung von Niederschlagswasser von Dach-
flachen und Zufahrtsflachen.

Im Zuge der Erstellung eines Bebauungsplans ,Haslach-Westlich Glonntalstraf3e" wird die
Niederschlagswasserbeseitigung von 5 geplanten Gebauden geplant. Hierzu wird ein neuer Re-
genwasserkanal gebaut, der die angrenzenden Grundstlicke entwassert. Das anfallende Nie-
derschlagswasser soll in einem Rickhaltebecken gesammelt und anschlieen gedrosselt in die
Glonn geleitet werden. Als Rickhalteraum soll ein offenes Erdbecken errichtet werden.

Plan

Der Nutzungsanderung und Niederschlagswasserbeseitigung liegen die folgenden Antragsun-
terlagen des Ingenieurbiros Aquasys GmbH vom 25.08.2023 zugrunde.

: abweichen-
Bezeichnung Malstab des Datum
Antrag und Erlauterungsbericht 27.07.2023
Ubersichtslageplan 1:25.000
Flachenberechnung 03.07.2023
Bemessung Rickhalt nach DWA A 117 31.07.2023
Qualitative Uberpriifung nach DWA A 102
Berechnung fur Drossel6ffnungen 31.07.2023
Bodengutachten S. 16 vom Ingenieurbiiro Ohin ohne Datum
Plan Oberflachenentwasserung mit Schnitt 1:500/ 04.07.2023

1:1.000

Die 0.g. Unterlagen sind versehen mit dem Prifvermerk des Wasserwirtschaftsamtes Rosen-
heim vom 16.08.2023 und dem Genehmigungsvermerk des Landratsamtes Ebersberg - Untere
Wasserrechtsbehoérde - vom 07.11.2023.

Die Planunterlagen sind Bestandteil dieses Bescheides. Etwaige Roteintragungen sind zu be-
achten.

Sofern sich Angaben in den Antragsunterlagen widersprechen, gelten die jeweils aktuelleren

Angaben. Sofern Angaben in den Unterlagen den Festlegungen dieses Bescheides widerspre-
chen, gehen die Festlegungen des Bescheides vor.

Beschreibung der Benutzung:

Das Niederschlagswasser von Dachflachen, sowie Zufahrtsflachen von 5 Baugrundstiicken wird in
einem Ruckhaltebecken gesammelt und anschlieRen gedrosselt in die Glonn geleitet werden.
Als Rickhalteraum soll ein offenes Erdbecken errichtet werden.

Inhalts- und Nebenbestimmungen

Fur die erlaubte Gewasserbenutzung sind die einschlagigen Vorschriften des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) und des Bayer. Wassergesetzes (BayWG) mit den dazu ergangenen Verord-
nungen (z.B. Eigenliberwachungsverordnung (EUV)) malgebend. Die hiernach bestehenden
Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den folgenden Nebenbestimmungen grundsatz-
lich nicht enthalten.

Dauer der gehobenen Erlaubnis

Die gehobene Erlaubnis wird bis zum 31.12.2043 erteilt.
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Rechtsnachfolge

Die Erlaubnis geht mit allen Rechten und Pflichten auf einen anderen Unternehmer (Besitz- und
Rechtsnachfolger) uber, wenn die gesamte Benutzungsanlage Ubertragen wird und das Land-
ratsamt Ebersberg dem Rechtslibergang schriftlich zustimmt.

Betrieb und Unterhaltung

Personal:
Fir den Betrieb, die Uberwachung und die Unterhaltung der Anlage ist ausgebildetes und
zuverlassiges Personal in ausreichender Zahl einzusetzen.

Eigentberwachung:

Es sind mindestens Messungen, Untersuchungen, Aufzeichnungen und Vorlageberichte

nach der Verordnung zur Eigeniberwachung von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen
(Eigenuiberwachungsverordnung EUV) in der jeweils giiltigen Fassung vorzunehmen.

Dienst- und Betriebsanweisungen:

Der Betreiber muss eine Dienstanweisung und eine Betriebsanweisung ausarbeiten und regel-
mafig aktualisieren. Dienst- und Betriebsanweisungen sind flr das Betriebspersonal zuganglich
an geeigneter Stelle auszulegen und dem Landratsamt —Untere Wasserrechtsbehdrde- sowie
dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim auf Verlangen vorzulegen. Wesentliche Anderungen
sind mitzuteilen.

Die Dienstanweisung regelt den Dienstbetrieb und muss Einzelheiten zu Organisation, Zustan-
digkeiten und Verantwortlichkeiten der Mitarbeiter enthalten. Des Weiteren sind darin
Regelungen zum Verhalten im Betrieb zur Vermeidung von Unfall- und Gesundheitsgefahren
zu treffen.

In den Betriebsanweisungen missen Vorgaben zur Durchfiihrung des regelmaligen Betriebs
mit Wartung und Unterhaltung sowie zur Bewaltigung besonderer Betriebszustéande

enthalten sein. Dazu gehoéren u. a. Alarm- und Benachrichtigungsplane fir den Fall von
Betriebsstdérungen. Der Mindestumfang nach den einschlagigen technischen Regeln ist zu be-
achten

Anzeige- und Informationspflichten

Wesentliche Anderungen:

Wesentliche Anderungen gegeniiber den Antragsunterlagen beziiglich der Menge und Beschaf-
fenheit des anfallenden Abwassers, Anderungen der baulichen Anlagen sowie der Betriebs-
und Verfahrensweise der Abwasseranlagen, soweit sie sich auf die Ablaufqualitat auswirken
kdénnen, sind unverzuglich der Kreisverwaltungsbehdrde und dem Wasserwirtschaftsamt anzu-
zeigen. AulRerdem ist rechtzeitig eine hierzu erforderliche bau- bzw. wasserrechtliche Genehmi-
gung bzw. Erlaubnis mit den entsprechenden Unterlagen zu beantragen

Baubeginn und Bauvollendung:

Baubeginn und -vollendung sind dem Landratsamt Ebersberg - Untere Wasserrechtsbehoérde-
und dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim rechtzeitig anzuzeigen. Wird die Anlage in mehre-
ren Bauabschnitten ausgefihrt, so sind Beginn und Vollendung jedes Bauabschnittes anzuzei-

gen.

Bauabnahme:

Vor Inbetriebnahme ist gemaR Art. 61 BayWG der Landratsamt Ebersberg - Untere Wasser-
rechtsbehoérde - eine Bestatigung eines privaten Sachverstandigen in der Wasserwirtschaft vor-
zulegen, aus der hervorgeht, dass die Baumalinahmen entsprechend dem Bescheid ausgefihrt
oder welche Abweichungen von der zugelassenen Bauausfiihrung vorgenommen worden sind.

Zur Bauabnahme mussen Bestandsplane der Abwasseranlage vorliegen.
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4.4 Bestandsplane:
Innerhalb von 3 Monaten nach Inbetriebnahme sind dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim
und dem Landratsamt Ebersberg - Untere Wasserrechtsbehoérde - jeweils eine Fertigung der
aktualisierten Bestandsplane unaufgefordert zu Gbergeben.

Wurde von den gepruften Bauunterlagen nicht abgewichen, gentigt eine entsprechende
Mitteilung.

5. _Unterhaltung und Ausbau des Gewassers
Der Betreiber hat das Auslaufbauwerk sowie die Flussufer von der 5 m oberhalb bis 10 m
Unterhalb der Einleitungsstelle im Einvernehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt und dem
Ansonsten Unterhaltungsverpflichteten zu sichern und zu unterhalten. Die Einleitungsstelle
ist mit geeigneten Mallnahmen gegen Erosion zu sichern. Darlber hinaus hat der Betreiber
nach Mallgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen alle Mehrkosten zu tragen, die
beim Ausbau oder bei der Unterhaltung des benutzten Gewassers aus der Abwasseranlage
mittelbar oder unmittelbar entstehen.

6. Auflagenvorbehalt:
Weitere Auflagen, die sich im &ffentlichen Interesse erweisen sollten, bleiben vorbehalten.

Hinweise:
Duldungspflichten des Freistaates Bayern als Gewassereigentimer:

Umfang der Duldungspflicht:

Die Duldungspflicht des Freistaates Bayern erstreckt sich nur auf die Glonn. Die Anlagen,
die der Betreiber zur Austibung der erlaubten Benutzung auf dem Gewassergrundstiick
errichtet, werden nicht wesentlicher Bestandteil dieses Grundstlicks, wenn vor Errichtung
der Anlage ein dingliches Rechti. S. d. § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB durch Vereinbarung begrin-
det worden ist.

Freistellung von Haftungen:

Der Freistaat Bayern haftet nicht, aulRer bei vorsatzlichen oder grobfahrlassigem Verhalten
seiner Organe oder Beauftragten, fir Schaden, die die Anlagen des Betreibers durch Unter-
lassung der Gewasserunterhaltung oder des Gewasserausbaus, bauliche Malnahmen des
Staates oder durch Anlagen, die Behdrden des Staates gestatten oder anordnen, erleiden
sollten. Der Freistaat Bayern haftet nicht fur Schaden durch Naturereignisse.

Der Freistaat Bayern haftet nicht fir Gewassereigenschaften der Glonn, die der erlaubten Be-
nutzung entgegenstehen oder sie beeintrachtigen.

lll. Entscheidungen liber Einwendungen

Im Zuge der 6ffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens wurden keine Einwendungen gegen
das Vorhaben erhoben.

IV. Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP)

Es besteht keine Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung

V. Kosten
1. Die Marktgemeinde Glonn hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

2. Fiur diesen Bescheid wird eine Gebuhr von 400,00 € erhoben.

Seite 4 von 11



1.1

Auslagen sind in H6he von 198,00 € angefallen.

GRUNDE:

L.
Sachverhaltsdarstellung

Die Marktgemeinde Glonn mdchte im Zuge der Erstellung des Bebauungsplans
,Haslach-Westlich Glonntalstrae“ die Niederschlagswasserbeseitigung sicherstellen.

Das geplante Baugebiet liegt im Bereich von nicht sickerfahigem Untergrund. Daher scheidet
eine Versickerung von Dach- und Hofflachenwasser aus. Aufgrund der Hohenlage der Grund-
stucke ist kein Anschluss des Baugebiets an das momentan im Umbau befindliche Regenrtck-
haltebecken an der vormaligen Ortsteilklaranlage Glonn-Haslach méglich.

Die beantragte Einleitung wird neu errichtet. Hierzu wird ein neuer Regenwasserkanal gebaut,
der die angrenzenden Grundstiickeentwassert. Das anfallende Niederschlagswasser soll in ei-
nem Ruickhaltebecken gesammelt und anschlieliend gedrosselt in die Glonn geleitet werden.
Als Rickhalteraumsoll ein offenes Erdbecken errichtet werden.

Derzeit ist das Gelande unbebaut und wird landwirtschaftlich genutzt.

Im Rahmen der Antragstellung auf wasserrechtliche Erlaubnis erhielten wir erstmalig

dazu eine E-Mail vom 03.08.2023 im Auftrag der Marktgemeinde Glonn vom Ingenieurbiro
Aquasys GmbH Unterlagen, zur geplanten Niederschlagswasserbeseitigung flir den Bebau-
ungsplan ,Haslach-Westlich Glonntalstraflie”.

Nach Ruckfrage durch uns vom 24.08.2023 bezliglich der beantragten Erlaubnisart (be-
schrankte oder gehobene Erlaubnis), erhielten wir mit Email vom 28.08.2023 konkretisierte
Unterlagen zur gehobenen Erlaubnis.

Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim hat mit Email vom 28.08.2023 zur Erteilung der
gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis gutachtlich Stellung genommen und der bean-
tragten Gewasserbenutzung zugestimmt.

Die Antragsunterlagen vom 03.08.2023 lagen in der Zeit vom 18.09.2023 bis einschlief3lich
17.10.2023 bei der Marktgemeinde Glonn nach vorheriger ortstblicher Bekanntmachung von
Auslegungsort und -zeit zur allgemeinen Einsicht 6ffentlich aus. Wahrend desselben Zeitraums
konnten die Planunterlagen gem. Art. 27a BayVwVfG auch auf der Internetseite des Landrats-
amtes Ebersberg eingesehen werden.

In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen das Vorhaben
beim Landratsamt Ebersberg, oder bei der VG Glonn bis zum 31.10.2023 schriftlich oder zur
Niederschrift erhoben werden kénnen.

Einwendungen gegen Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis nach § 15 WHG fur das Einleiten
von Niederschlagswasser (Abwasser) aus dem Baugebiet ,Haslach-Westlich Glonntalstral3e*
von einer undurchlassig befestigten Flache von 2.100 m? auf dem Flurstick Nr. 1655 Gemar-

kung Glonn in die Glonn. wurden im Zuge der 6ffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens
nicht erhoben.

Il
Rechtliche Wiirdigung

Verfahrensrechtliche Vorgaben

Zustandigkeit
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1.2

1.3

21

Zur Durchfuhrung des Verfahrens sowie zum Erlass dieses Bescheides ist das Landratsamt
Ebersberg, Untere Wasserrechtsbehdrde, geman Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG und Art. 63
Abs. 1 BayWG ortlich und sachlich zustandig.

Genehmigungspflichten

Die Einleitung von Niederschlagswassers uber aus dem Baugebiet ,Haslach-Westlich
Glonntalstralle” von einer undurchlassigen befestigten Flache in die Glonn stellt eine
Gewasserbenutzung im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar, die gemal § 8 Abs. 1 WHG
einer behordlichen Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf.

Hierflr kommt antragsgemaf die Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis nach
§ 15 WHG infrage.

Anhorungsverfahren

Das Verfahren zur Erteilung der gehobenen Erlaubnis wurde nach Mal3gabe von Art. 69
Satz 2 BayWG in Verbindung mit den Vorschriften des Flinften Teils Abschnitt || BayVwVfG
durchgeflhrt; insbesondere wurden die Trager offentlicher Belange zum Vorhaben gehért,
sowie Dritten im Rahmen der &ffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens Gelegenheit
gegeben, Bedenken oder Einwande dagegen vorzubringen. Damit ist auch den Anforder-
ungen von § 15 Abs. 2i.V.m. § 11 Abs. 2 WHG Rechnung getragen.

Im Rahmen der 6ffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens wurden keine Einwendungen
gegen die Erteilung einer gehobenen Erlaubnis fir die Einleitung von Niederschlagswasser
aus dem Baugebiet ,Haslach-Westlich Glonntalstra3e” von einer undurchlassigen befestig-
ten Flache in die Glonn, erhoben.

Materiell — rechtliche Priifung

Die nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG als Gewasserbenutzung geltende Einleitung von Nieder-
schlagswasser in die Glonn bedarf nach § 8 Abs. 1 WHG einer Erlaubnis oder Bewilligung.

Die Erteilung einer Bewilligung scheidet im vorliegenden Fall aus, da sie fur Gewas-
serbenutzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG nicht erteilt werden darf (§ 14 Abs. 1 Nr. 3
WHG). Insofern ist zu prifen, ob fir die Benutzung eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt
werden kann.

Grundsatzlich gewahrt eine Erlaubnis die Befugnis, ein Gewasser zu einem bestimmten
Zweck (Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewasser) in einer nach Art und Mal}
bestimmten Weise (die konkrete Festlegung ist Gegenstand des wasserrechtlichen
Verfahrens) zu benutzen (§ 10 Abs. 1 WHG).

Die Voraussetzungen fur die Erteilung einer Erlaubnis benennt § 12 Abs. 1 WHG.
Danach darf eine Erlaubnis nur erteilt werden, wenn

- keine schadlichen Gewasserveranderungen zu erwarten sind oder diese durch
Nebenbestimmungen vermieden oder ausgeglichen werden kdnnen
(§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG),

- andere Anforderungen nach offentlich-rechtlichen Vorschriften erfillt sind

(§ 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG).

zu Spiegelstrich 1

Den Begriff ,schadliche Gewasserveranderung® im Sinne von § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG
definiert § 3 Nr. 10 WHG; danach sind ,schadliche Gewasserveranderungen® Veranderungen
von Gewassereigenschaften (s. § 3 Nr. 7 WHG), die das Wohl der Allgemeinheit beeintrachti-
gen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus dem WHG, aus aufgrund
des WHG erlassenen Gesetzen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften ergeben.
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Die Prifung anhand der gesetzlichen Anforderungen hat Folgendes ergeben:

Malgeblich fir die Frage, ob die Niederschlagswassereinleitung wasserrechtlich erlaubt
werden kann, ist die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 54 ff. WHG. Das gesammelte
Niederschlagswasser stellt Abwasser im Sinne von § 54 Abs. 1 Nr. 2 WHG dar.

Nach § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser von einer befestigten Flache lGber eine
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewasser eingeleitet werden,
soweit dem weder wasserrechtliche oder sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Nach § 57 Abs. 1 WHG darf eine Erlaubnis fur das Einleiten von Abwasser in Gewasser

nur erteilt werden, wenn die Menge und Schadlichkeit des Abwassers so geringgehalten
wird, wie dies bei Einhaltung des jeweils in Betracht kommenden Verfahrens nach dem
Stand der Technik méglich ist (§ 57 Abs. 1 Nr. 1 WHG), die Einleitung mit den Anforderungen
an die Gewassereigenschaften und sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist

(§ 57 Abs. 1 Nr. 2 WHG) und Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und
betrieben werden, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Anforderungen des § 57 Abs. 1
Nrn. 1 und 2 WHG sicherzustellen (§ 57 Abs. 1 Nr. 3 WHG).

§ 57 Abs. 1 Nr. 1 WHG stellt sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht
Anforderungen an das einzuleitende Abwasser.

Allgemeine Anforderungen an Niederschlagswassereinleitungen:

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert werden oder direkt Gber eine Kanalisation ohne
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewasser eingeleitet werden, soweit dem weder
wasserrechtliche noch sonstige &ffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche
Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 WHG).

Die Versiegelung von Flachen infolge einer Bebauung stellt einen Eingriff in den natirlichen
Wasserhaushalt dar. Verdunstung und Grundwasserneubildung werden reduziert, der Ober-
flachenabfluss erhoht. Beide Entwicklungen widersprechen den wasserwirtschaftlichen Zielvor-
stellungen und den wasserrechtlichen Anforderungen.

Der naturliche Wasserhaushalt sollte mdglichst erhalten bleiben. Hierzu sind die Siedlungsfla-
chen vorzugsweise durchlassig zu gestalten. Gesammeltes Niederschlagswasser sollte in den
meisten Fallen erst nach Rickhaltung und Versickerung — vorzugsweise flachenhaft tiber be-
wachsenen Oberboden — im Trennsystem abgeleitet werden. Die Einleitung von gesammeltem
Niederschlagswasser in ein Oberflachengewasser und das Grundwasser muss mit den Anfor-
derungen an die Gewassereigenschaft vereinbar sein und erfordert eine Uberpriifung hinsicht-
lich der qualitativen und quantitativen Beschaffenheit des einzuleitenden Niederschlagswassers
und der Aufnahmefahigkeit des Gewassers bzw. des Untergrundes.

Ermittlung der Anforderungen an die Niederschlagswassereinleitung:
Das Gewasser muss hinsichtlich Qualitat und Quantitat in der Lage sein, die Einleitung dauer-
haftaufnehmen zu kénnen.
o Malstab fur die qualitative Bewertung ist das DWA-A 102/BWK-A 3-2
o Malstab fur die Bewertung der regelmafigen Einleitmenge (Drosselabfluss) ist das
Merkblatt DWA-M 153.
e Zur Bemessung des bendtigten Retentionsvolumens wird das DWA-Arbeitsblatt A117
herangezogen.

Umfang der Niederschlagswassereinleitung und Anforderungen:
Es wird das gesammelte Niederschlagswasser von einer undurchlassig befestigten (abfluss-
wirksamen) Flache von 2.100 m? eingeleitet.

Angaben zur Einleitungssituation:
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Benutzungsanlage Pegel Glonn Baugebiet Haslach —
Beyharting Westlich Glonntal-

stralle — abgeschatzte
Werte

Benutztes Gewasser Glonn

Gewasserordnung Il

Gewasserfolge Glonn-Mangfall-Inn

Einzugsgebiet Aeo (km?) ca. 69 ca. 35

Mittlerer Niedrigwasserab- 0,933 0,5

fluss MNQ (m?/s)

Mittelwasserabfluss MQ 1,73 0,87

(m3/s)

1-jahrlicher Hochwasserab- |14 7.1

fluss HQ1 (m?/s)

Umfang der Niederschlagswassereinleitung und Anforderungen:

Es wird das gesammelte Niederschlagswasser von einer undurchlassig befestigten (abfluss-
wirksamen) Flache von 2.100 m? eingeleitet.

Die Glonn wird gemal® DWA M 153 als groRRer Flachlandbach mit einer zulassigen Drosselab-
flussmenge von 120 I/s*ha eingestuft. Qpr = 120 I/s*ha * 0,21 ha = 25,2 I/s. Der max.
Drosselabfluss fur die Glonn lasst sich auf Grundlage der Daten am Pegel Beyharting fur

die geplante Einleitungsstelle wie folgt abschatzen:

QDr, max = €w * MQ * 1.000
Qobr, max=4%0,5*1.000 = 2.000 I/s

Der beantragte Drosselabfluss liegt mit 25,2 I/s deutlich unter dem Qpr, max. Auch der abge-
schatzte HQ+ der Glonn im Bereich des Bauvorhabens von ca. 7 m?®s wird vom beantragten
Drosselabfluss weit unterschritten.

Aus der zulassigen hydraulischen Gewasserbelastung an der Einleitungsstelle ergeben
sich folgende Anforderungen:

. Zulassiger Erforderliches Zulassiger - .
Bezeich- ) . Uberschreitungs-
Drosselabfluss | Retentionsvolu- | Einleitungsab- P
nung der haufigkeit
Einleitun Qe men LTES [1/a]
2 [i/s] m?] [is]
Baugebiet
»Haslach 40 I/s (Rohrlei-
westlich 25,2 29,5 tung DN 300 bei 0,2
der Glonn- Vollfillung)
talstr.”

Falls im Baugebiet zuklinftig weitere Gebaude entstehen, ist das Rickhaltebecken entspre-
chend dem DWA-A 117 zu vergroéRern.

Notwendige Niederschlagswasserbehandlung:

Aus der zulassigen qualitativen Gewasserbelastung an der Einleitungsstelle ergeben sich
folgende Anforderungen:

Gemal dem DWA A 102-2/BWK-A 3-2 Anhang A werden Dachflachen sowie Garagen-
zufahrten und Hofflachen von Wohnhausern der Kategorie | zugeordnet. Flachen der
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Kategorie | bendétigen fir die Einleitung in Oberflachengewasser keine Vorreinigung.
Die vom Antragsteller geplante Sedimentation in Form eines Absetzschachts DN1500
ist zu begrufRen und erhdht die Betriebssicherheit des Rickhaltebeckens.

Die Priifung hat ergeben, dass die im Abschnitt || genannten Inhalts- und
Nebenbestimmungen erforderlich sind. Werden diese berlicksichtigt, ist die beantragte
Gewasserbenutzung aus wasserwirtschaftlicher Sicht gestattungsfahig.

Menge und Schadlichkeit des Abwassers werden dem Stand der Technik gemaR § 57 WHG
entsprechend geringgehalten. Die Einleitung ist mit den Anforderungen an die Gewasser-
eigenschaften vereinbar.

Die Anforderungen an Errichtung, Betrieb und Unterhaltung der Abwasseranlagen geman
den allgemein anerkannten Regeln der Technik werden eingehalten (§ 60 Abs. 1 WHG). Die
Priifung ergab keine Notwendigkeit von Anderungen oder Ergéanzungen bei der Bemessung
und Konstruktion der Abwasseranlagen. Mit den gewahlten verfahrenstechnischen Ansatzen
fur die Behandlung des Niederschlagswassers besteht Einverstandnis.

Die Einwirkungen auf das Gewasser durch die Niederschlagswassereinleitung kénnen durch
die Inhalts- und Nebenbestimmungen so begrenzt werden, dass keine schadlichen Gewas-
serveranderungen zu erwarten sind (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG).

Die Grundsatze gemal § 6 WHG werden beachtet. Eine Beeintrachtigung des Wohles der
Allgemeinheit ist bei plangemaler Errichtung und ordnungsgemaflem Betrieb nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik und unter Beriicksichtigung der vorgeschlagenen
Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu erwarten.

Die Bewirtschaftungsziele gemaR § 27 WHG sind durch die beantragte Einleitung nicht be-
eintrachtigt. Die beantragte Einleitung steht dem Ziel des guten dkologischen Zustands/Potenzi-
als und des guten chemischen Zustands nicht entgegen. Eine Verschlechterung des dkologi-
schen oder chemischen Zustands des Oberflachengewasserkoérpers ist durch die Einleitung
nicht zu erwarten.

zu Spiegelstrich 2

Gemal § 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG durfen dem Vorhaben neben den wasserwirtschaftlichen Anfor-
derungen auch keine anderen 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen entgegenstehen.

Da Gegenstand des Erlaubnisverfahrens die Niederschlagswasserbeseitigung ist, kann sich
die Prufung hierauf beschranken. Weitere offentlich-rechtliche Genehmigungspflichten sind
nicht gegeben, so dass insofern keine zusatzlichen Anforderungen bestehen. Auch von den am
Verfahren beteiligten Tragern 6ffentlicher Belange wurden keine Anforderungen nach anderen
offentlich-rechtlichen Vorschriften vorgetragen, denen nicht durch Nebenbestimmungen zu die-
sem Bescheid Rechnung getragen werden kann.

Andere offentlich-rechtliche Vorschriften im Sinne von § 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG stehen dem Vor-
haben erkennbar nicht entgegen.

Gehobene Erlaubnis

Gemal § 15 Abs. 1 WHG kann eine Erlaubnis als gehobene Erlaubnis erteilt werden, wenn
hierfir ein 6ffentliches Interesse oder ein berechtigtes Interesse des Gewasserbenutzers be-
steht. Im vorliegenden Fall dient der Bau eines Regenruckhaltebeckens, in das die gedrosselte
Einleitung in die Glonn sldlich des Baugebietes erfolgt der Niederschlagswasserbeseitigung
und damit eindeutig dem offentlichen Interesse.

Fir die gehobene Erlaubnis gilt § 14 Abs. 3 — 5 WHG entsprechend (vgl. § 15 Abs. 2 WHG).
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Mdgliche nachteilige Auswirkungen auf die Rechte Dritter gemaR § 14 Abs. 3 WHG wurden
nicht geltend gemacht.

Ermessen

Gemal § 12 Abs. 2 WHG steht die Erteilung einer Erlaubnis im Ubrigen im pflichtgemaRen Er-
messen (Bewirtschaftungsermessen) der Behdrde.

Die Erlaubnis fir den Neubau des Regenentwasserungssystems, Errichtung von Rickhaltun-
gen und die Einleitung in das bestehende Gewasser kann nach pflichtgemaRem Ermessen

( Art. 40 BayVwVfG) zugunsten des Antragstellers bzw. des von ihm beantragten Vorhabens
ausgeubt werden.

Die MalRnahme dient der ordnungsgemafen Niederschlagswasserbewirtschaftung und ist
erforderlich, um das Wohl der Allgemeinheit sicherzustellen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die rechtlichen Voraussetzungen fir die Er-
teilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis vorliegen.

Nebenbestimmungen

GemaR § 13 Abs. 1 Nr. 1 WHG kann die wasserrechtliche Erlaubnis unter Nebenbestim-
mungen erteilt werden, insbesondere auch zu dem Zweck, nachteilige Wirkungen einer Benut-
zung flir andere zu vermeiden oder auszugleichen.

Die Inhalts- und Nebenbestimmungen unter Ziffer || haben ihre Rechtsgrundlage in
§ 13 WHG i.V.m. § 36 Abs. 2 Nr. BayVwVfG.

Unter 0.g. MalRgabe wurden insbesondere die Nebenbestimmungen unter den Ziffern I1. Nrn. 1
bis 6 festgelegt; sie dienen vor allem dazu, die quantitativen Einleitungsanforderungen, den
ordnungsgemalen Betrieb und die kiinftige Unterhaltung der Entwasserungsanlagen sicherzu-
stellen.

Um die Menge und Schéadlichkeit des eingeleiteten Niederschlagswassers zu begrenzen und
um einen sicheren und dauerhaften Betrieb der Abwasseranlage entsprechend den allgemein
anerkannten Regeln der Technik sicherzustellen, wurden fir die Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen Anforderungen an die zulassige hydraulische und qualitative Gewasserbelastung aufge-
nommen.

Die Auflagen fir den Betrieb (Ziffer Il Nr. 3) sind erforderlich, um eine ordnungsgemafe Nieder-
schlagswasserbeseitigung sicherzustellen. Mit ihnen werden notwendige Anforderungen fir die
Uberwachung, die regelmaRige Wartung sowie Manahmen fiir Bedingungen, die von den nor-
malen Betriebsbedingungen abweichen, festgelegt.

Die Auflagen (Ziffer Il Nr. 4) beziiglich wesentlicher Anderungen, Baubeginn und -vollendung,
Bauabnahme und Bestandsplanen sind erforderlich, um einen ordnungsgemafen Vollzug des
Wasserrechts durch die Behdrden zu gewahrleisten.

Die Unterhaltslast fir die Glonn obliegt dem Freistaat Bayern nach Art. 22 BayWG. Dem Betrei-
ber als Gewasserbenutzer wird im Vorschlag fur die Inhalts- und Nebenbestimmungen die ord-
nungsgemalfie Unterhaltung der dem Auslaufbauwerk benachbarten Ufer Gbertragen (Art. 23
Abs. 3 BayWG).

Der Vorbehalt weiterer Nebenbestimmungen (Ziffer Il. Nr. 6) stutzt sich auf § 13 Abs. 1

WHG i.V.m. Art. 36 Abs. 2 Nr. 5 BayVwVfG. Die Abnahme der Anlage (Ziffer Il Nr. 4.3)
auf Art. 61 BayW@G.
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4. Kostenentscheidung

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, 4, 6, 10, 11 und 15 des Kostengesetzes (KG) in
der geltenden Fassung.

Gemal Tarif-Stelle 8.1V.0/1.1.4.5 des Kostenverzeichnisses (KVz) ist die Einleitung

von Niederschlagswasser (Abwasser) mit einem Gebuhrenrahmen von 100 bis 2.500 €
belegt. Unter Berlcksichtigung des mit dem Erlaubnisverfahren verbundenen Aufwandes
sowie der Einleitungsmenge wird eine Gebuhr in Héhe von 400,00 € flir sachgerecht

und angemessen erachtet.

Auslagen sind durch die Begutachtung seitens des Wasserwirtschaftsamtes Rosenheim in
Hohe von 198,00 € angefallen.

Der erstattungspflichtige Kostenbetrag belauft sich damit auf 598,00 €.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen,

Postfachanschrift: 20 05 43, 80005 M(inchen,
Hausanschrift: Bayerstral3e 30, 80335 Miinchen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer flir den
Schriftformersatz zugelassenen Form maéglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebuhr fallig.

Mit freundlichen GriiRen

Margit Baumann
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